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Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksachen 18/8042, 18/8647 — 


Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der beruflichen Weiterbildung und 
des Versicherungsschutzes in der Arbeitslosenversicherung 
(Arbeitslosenversicherungsschutz- und Weiterbildungsstärkungsgesetz -AWStG) 


Bericht der Abgeordneten Ekln Deligöz, Eckhardt Rehberg, Ewald Schürer 
und Dr. Gesine Lötzsch 

Mit dem Gesetzentwurf soll insbesondere der Zugang zur beruflichen Weiterbildung 
für gering qualifizierte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Langzeitarbeitslose 
und ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verbessert werden. 

Die finanziellen Auswirkungen des Gesetzentwurfs unter Berücksichtigung der vom 
federführenden Ausschuss für Arbeit und Soziales beschlossenen Änderungen auf 
die öffentlichen Haushalte stellen sich wie folgt dar: 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Die Regelungen des Gesetzentwurfs führen in den Haushalten der Kommunen in der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende mittelfristig zu Mehrausgaben in Höhe von rund 
4 Mio. Euro jährlich. 

Die Regelungen des Gesetzentwurfs führen im Bundeshaushalt bei den Leistungen 
zur Sicherung des Lebensunterhalts in der Grundsicherung für Arbeitsuchende mit- 
telfristig zu Mehrausgaben in Höhe von rund 1 1 Mio. Euro jährlich. Die Mehraus- 
gaben für Leistungen zur Eingliederung in Arbeit in Höhe von mittelfristig rund 
130 Mio. Euro jährlich werden im Rahmen des bestehenden Gesamtansatzes der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende erbracht und führen insofern nicht zu tatsächli- 
chen finanzwirksamen Mehrbelastungen. 

Die Regelungen des Gesetzentwurfs führen im Haushalt der Bundesagentur für Ar- 
beit mittelfristig zu Mehrausgaben in Höhe von rund 76 Mio. Euro jährlich. Bis zu 
1 34 Mio. Euro je Jahr entfallen mittelfristig auf Mehrausgaben für aktivierende Leis- 
tungen der Arbeitsförderung, die im Eingliederungstitel zu veranschlagen sind. 

Gleichzeitig ergeben sich mittelfristig jährliche Minderausgaben in Höhe von rund 
58 Mio. Euro bei den Entgeltersatzleistungen (Arbeitslosengeld). 



Drucksache 18/8648 


- 2 - 


Deutscher Bundestag — 18. Wahlperiode 


Finanzielle Effekte für die Haushalte der Kommunen, des Bundes und der Bunde- 
sagentur für Arbeit unter Berücksichtigung der Ausgaben für Leistungen zur Ein- 
gliederung in Arbeit in der Grundsicherung für Arbeitsuchende bzw. für aktivierende 
Leistungen in der Arbeitsförderung in Mio. Euro (Minderausgaben/Mehreinnah- 
men (-), Mehrausgaben/Mindereinnahmen (+)) 



2016 

2017 

2018 

2019 

Finanzielle Auswirkungen auf 
Kommunen 

2 

5 

4 

4 

Finanzielle Auswirkungen auf 
den Bundeshaushalt 

11 

66 

116 

141 

Finanzielle Auswirkungen auf 
den Haushalt der Bundesagentar 
für Arbeit 

-22 

-8 

44 

76 


Erfüllungsaufwand 

Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht ein zusätzlicher Erfüllungsaufwand in Hö- 
he von rund 12.000 Stand en jährlich. 

Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft ergibt sich insgesamt eine Entlastung beim Erfüllungsaufwand in 
Höhe von rund 290.000 Euro jährlich. 

Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Bundesverwaltung entsteht einmaliger Umstellungsaufwand in Höhe von 
knapp 1,1 Mio. Euro sowie dauerhafter Erfüllungsaufwand in Höhe von knapp 
1,1 Mio. Euro jährlich. 

Weitere Kosten 

Für die Wirtschaft, einschließlich mittelständischer Unternehmen, entstehen durch 
den Gesetzentwurf keine Kosten. Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere 
auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

Der Haushaltsausschuss hält den Gesetzentwurf mit den Stimmen der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und SPD bei Stimmenthaltung der Fraktionen DIE LINKE, 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für mit der Haushaltslage des Bundes verein- 
bar. 
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Die Finanzplanung des Bundes für die Folgejahre ist entsprechend fortzuschreiben. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden Ausschuss für Arbeit und Soziales 
vorgelegten Beschlussempfehlung. 

Berlin, den 1. Juni 2016 

Der Haushaltsausschuss 


Dr. Gesine Lötzsch 

Vorsitzende und 
B erichterstatterin 


Ekln Deligöz 

Berichterstatterin 


Eckhardt Rehberg 

Berichterstatter 


Ewald Schürer 

Berichterstatter 
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